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Haftung für Lebensunterhaltskosten von Bürgerkriegsflüchtlingen nach 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 

 

Das BVerwG hat entschieden, dass ein Verpflichtungsgeber für die 

Lebensunterhaltskosten von Bürgerkriegsflüchtlingen auch nach Zuerkennung der 

Flüchtlingseigenschaft haftet. 

 

BVerwG, Urt. v. 30.01.2017 – 1 C 10/16 

 

Das Aufenthaltsgesetz ermögliche die Einreise von Ausländern, bei denen sich ein 

Dritter verpflichtet hat, die Kosten des Lebensunterhalts zu tragen (§ 68 

Aufenthaltsgesetz - AufenthG). Werde eine solche Verpflichtungserklärung zur 

Ermöglichung der Einreise syrischer Bürgerkriegsflüchtlinge im Rahmen einer 

Landesaufnahmeanordnung und damit zu einem humanitären Schutzzweck 

abgegeben, führt die Anerkennung als Flüchtling unter Erteilung einer entsprechenden 

Aufenthaltserlaubnis nicht zu einem anderen Aufenthaltszweck und verpflichte 

weiterhin zur Erstattung von Sozialleistungen, die Begünstigte in der Folgezeit bezogen 

hätten, so das BVerwG. 

 

Die Kläger sind die Erben eines in Deutschland lebenden syrischen Staatsangehörigen, 

der sich durch Unterzeichnung formularmäßiger Erklärungen verpflichtet hatte, für den 

Lebensunterhalt seiner Nichte, ihres Ehemannes und deren Kindes "bis zur Beendigung 

des Aufenthalts (...) oder bis zur Erteilung eines Aufenthaltstitels zu einem anderen 

Aufenthaltszweck" aufzukommen. Dies sollte deren Einreise ermöglichen. Die 

Verwandten reisten im Juni 2014 mit einem Visum aus Syrien in das Bundesgebiet ein 

und erhielten Aufenthaltserlaubnisse nach § 23 Abs. 1 AufenthG in Verbindung mit der 

Aufnahmeanordnung des Ministeriums für Inneres und Kommunales Nordrhein-

Westfalen betreffend syrische Bürgerkriegsflüchtlinge. Im Dezember 2014 erkannte 

ihnen das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge auf die von ihnen gestellten 

Asylanträge die Flüchtlingseigenschaft zu. Das beklagte Jobcenter forderte mit 

Leistungsbescheid vom 03.09.2015 von dem Verpflichtungsgeber die Erstattung von 
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winadmin    Die Pflegereform 2013 

8.832,75 Euro, die es für seine drei Verwandten im Zeitraum vom 11.02.2015 bis 

31.08.2015 nach dem SGB II aufgewendet hatte. Das Verwaltungsgericht hatte die Klage 

gegen den Erstattungsbescheid abgewiesen. 
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